
entnehmen. Das 24. Dresdner Kollo-
quium Umwelt und Gesundheit 2008 
mit dem Thema „Nosokomiale Infek-
tionen“ hat durch seine Vorträge von 
anerkannten Fachexperten der Hygi-
ene, die es glücklicherweise in Sach-
sen noch gibt, indirekt auch drin-
gende Verbesserungen, besonders im 
Personalbereich (Anzahl und Qualifi-

kation) in den Krankenhäusern und 
Alters- und Pflegeheimen, angemahnt. 
Nur bei geänderten gesundheits
ökonomischen und sozialpolitischen 
Rahmenbedingungen kann eine 
maximale Anzahl eigentlich vermeid-
barer nosokomialer Infektionen in 
praxi tatsächlich verhütet werden.
Alle gesellschaftspolitisch Verantwort

lichen sind im Wahljahr 2009 dazu 
aufgerufen.

Berichterstatter und Korrespondenzadresse:
Ausschuss Hygiene und Umweltmedizin der 

Sächsischen Landesärztekammer
Vorsitzender, Prof. Dr. med. habil. Siegwart Bigl

Ludwigsburgstr. 21, 09114 Chemnitz 
Tel.: 0371 3360422

E-Mail: siegwart@bigl.de
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Aktuelles aus der 
Arbeits- und 
Betriebsmedizin 

Mit dieser im Jahr 2008 begonnenen 
Rubrik möchte der Ausschuss Arbeits
medizin der Sächsischen Landesärz-
tekammer in loser Abfolge über 
aktuelle Entwicklungen von Geset-
zen, Verordnungen, Regelungen des 
Arbeits- und Gesundheitsschutzes, 
über neue Regelungen im Berufs-
krankheitenrecht informieren. Denn 
jeder Arzt hat den Verdacht auf eine 
Berufskrankheit zu melden und mit 
Arbeits- und Betriebsmedizinern zu
sammenzuarbeiten.

1. Verordnung zur Rechtsverein­
fachung und Stärkung der 
arbeitsmedizinischen Vorsorge
Die Verordnung ist am 24.12.2008 
in Kraft getreten. Sie ist für Ärzte als 
Arbeitgeber sowie für alle Ärzte, die  
bisher arbeitsmedizinische Vorsorge-
untersuchungen durchgeführt haben, 
relevant.
Die bisher in verschiedenen staatli-
chen Verordnungen sowie in der 
Unfallverhütungsvorschrift „Arbeits-
medizinische Vorsorge“ beschriebe-
nen Anlässe für Arbeitsmedizinische 
Vorsorge (Untersuchungen) werden 
teilweise in der Verordnung zusam-
mengefasst. Damit erfolgt eine Sys-
tematisierung. Nicht erfasst sind die 
arbeitsmedizinische Vorsorge nach 
dem Arbeitszeitgesetz, dem Strah-
lenschutz (Strahlenschutzverordnung 
und Röntgenverordnung) und dem 
Bergrecht. Die Sonderstellung des 

Jugendarbeitsschutzgesetzes bleibt 
derzeit ebenfalls bestehen. 
Zukünftig liegt damit die Überwa-
chung der Durchführung arbeitsme-
dizinischer Vorsorge allein in staatli-
cher Zuständigkeit. Mit der Durch-
führung können nur noch Fachärzte 
für Arbeitsmedizin oder Ärzte mit der 
Zusatzbezeichnung „Betriebsmedi-
zin“ durch die jeweiligen Arbeitgeber 
beauftragt werden. Von dieser Rege-
lung kann die zuständige Behörde 
(in Sachsen: Staatsministerium für 
Wirtschaft und Arbeit) in begründe-
ten Einzelfällen Ausnahmen zulassen. 
Besonders wichtig ist hier, dass Ärzte, 
die selbst eine Arbeitgeberfunktion 
ausüben, die arbeitsmedizinischen 
Vorsorgeuntersuchungen bei ihren 
Beschäftigten nicht durchführen dür-
fen. Sie müssen einen anderen ent
sprechend fachkundigen Arzt damit 
beauftragen.

2. (Muster-)Vertrag „Betriebsärzt­
liche Betreuung von kleinen und 
mittleren Betrieben auf Honorar­
basis“ (Stand: 10.09.2008)
Die Bundesärztekammer hat auf ihrer 
Homepage einen aktualisierten und 
durch den Vorstand der Bundesärz-
tekammer „zustimmend zur Kennt-
nis“ genommenen Mustervertrag als 
pdf- und als Word-Dokument einge-
stellt (www.bundesaerztekammer.de, 
unter „Ärzte“, „Ambulante Versor-
gung“, „Arbeitsmedizin“, „Verträge 
und Vereinbarungen“.
Ärzte, die als Arbeitgeber Betriebs-
ärzte bestellen müssen, können sich 
über die vertraglichen Rahmenbedin-
gungen informieren. 

3. Biologische Arbeitsstoffe im 
Gesundheitswesen und in der 
Wohlfahrtspflege – Technische 
Regel für Biologische Arbeits­
stoffe (TRBA) 250
Im „Ärzteblatt Sachsen“, Heft  8/2008, 
S. 408, wurden bereits die Konse-
quenzen hinsichtlich der Nutzung 
sicherer Arbeitsgeräte dargestellt. 
Mittlerweile hat auch die Bundesärz-
tekammer in diesem Sinne  Stellung 
genommen. Ergänzend wird von ihr 
darauf hingewiesen, dass nicht nur 
bei Blutentnahmen und sonstigen 
Punktionen zur Entnahme von Kör-
perflüssigkeiten, sondern auch bei 
Injektionen und Infusionen „Körper-
flüssigkeiten in infektionsrelevanter 
Menge übertragen werden“ kön-
nen.
Damit ist die Nutzung von herkömm-
lichen Arbeitsgeräten nur noch in 
den Bereichen möglich, in denen der 
die Gefährdungsbeurteilung durch-
führende Betriebsarzt das Infektions-
risiko als „vernachlässigbar“ ein-
schätzt. Da der Infektionsstatus der 
Patienten in der Regel nicht bekannt 
ist, dürfte dies die Ausnahme sein. 
Eine gute Übersicht über die ver-
schiedenen Produkte sicherer Arbeits-
mittel gibt die unter www.bgw-
online.de im Bereich „Download“ zu 
findende Broschüre „Risiko Virusin-
fektion“.

4. Neue Berufkrankheiten auf 
dem Verordnungsweg
Neue Berufskrankheiten und überar-
beitete Merkblätter sind für alle 
Ärzte interessant, da jeder Arzt bei 
begründetem Verdacht auf eine 
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Berufskrankheit zur Meldung ver-
pflichtet ist und bei jeder Arbeitsun-
fähigkeit die Frage beantwortet wer-
den muss, ob eventuell eine Berufs-
krankheit vorliegt. Deshalb informie-
ren wir stets aktuell zu neuen Ent-
wicklungen.

4. 1. Die wissenschaftliche Begrün-
dung für eine neue Berufskrankheit 

„Gonarthrose durch eine Tätigkeit im 
Knien oder vergleichbarer Kniebelas-
tung mit einer kumulativen Einwir-
kungsdauer während des Arbeitsle-
bens von mindestens 13.000 Stun-
den und Mindesteinwirkungsdauer 
von 1 Stunde pro Schicht“ hat seit 
ihrer Veröffentlichung im Jahr 2005 
(BArbBl 10/2005) noch keine Umset-
zung in die Berufskrankheitenverord-
nung gefunden. Deshalb handelt es 
sich nach wie vor um eine wissen-
schaftlich neue Erkenntnis. Ein be
gründeter Verdacht kann „wie eine 
Berufskrankheit“ behandelt werden.

Die bisherige Diskussion zeigt auf, 
dass die generelle Geeignetheit von 
Belastungen im Knien, Hocken und 
im Fersensitz für die Verursachung 
der Gonarthrose bejaht wird, die 
Belastungswirkung jedoch nicht ein-
heitlich ist. Die Formulierung einer 

„Mindest-Dosis“ wird für sinnvoll ge
halten, ihre Größenordnung unter 
Einbeziehung zum Beispiel von Erho-
lungszeiten ist nicht abschließend 
geklärt.

Vorraussetzung für eine Berufskrank-
heit sind chronische Kniegelenks
beschwerden, Extensions- oder Flexi-
onseinschränkungen sowie der radio-
logische Nachweis mindestens Grad 
2. Eine Chondropathia patellae stellt 
keine Erkrankung in diesem Sinne 
dar. Als konkurrierende Faktoren gel-
ten unter anderem Adipositas, Inkon-
gruenzen und Instabilitäten nach 
Kniegelenkstraumen, Z. n. Meniskek-
tomie, unbehandelte Ruptur des Lig. 
cruciatum.

4. 2. Berufskrankheit Nr. 2301 „Lärm-
schwerhörigkeit“ der Anlage zur Be
rufskrankheitenverordnung
Das Merkblatt zu dieser Berufskrank-
heit wurde geändert. Die Änderung 
wurde am 1. 7. 2008 durch das Bun-

desministerium für Arbeit und Sozia-
les (GMBl 2008/39, S. 798 ff.) 
bekanntgegeben.

Formulierungen zum Impuls-Lärm 
wurden neu aufgenommen. Danach 
sind sehr kurze Spitzenschalldruck-
pegel (< 10 msec) hoher Intensität  
(> 137 dB (C)), die unter anderem 
beim Schießen, bei Explosionen oder 
beim Richten von Metallbau mit 
Hammerschlägen entstehen können, 
gesondert zu betrachten, weil sich 
deren Schädigungsmechanismus von 
dem einer chronischen Lärmschädi-
gung niedriger Intensität unterschei-
det.

Der Verdacht auf eine anzeigepflich-
tige Lärmschwerhörigkeit ist nach 
dem neuen Merkblatt begründet, 
wenn Versicherte eine Reihe von Jah-
ren unter Lärmbedingungen gearbei-
tet haben oder wenn sie kurzzeitig 
besonders hohen, intensiven Lärm-
belastungen (zum Beispiel Knalltrau-
men) ausgesetzt waren und eine 
messbare Hörfunktionsstörung dem 
Bild einer lärmbedingten Innenohr-
schwerhörigkeit entspricht. Ein be
stimmtes Ausmaß der Hörminderun-
gen ist nicht Voraussetzung für eine 
Anzeige auf Verdacht einer Berufs-
krankheit.
	
5. Jugendarbeitsschutzgesetz
Die ärztlichen Untersuchungen im 
Rahmen des Jugendarbeitsschutzge-
setzes werden gegenwärtig intensiv 
diskutiert. Deshalb findet in der Lan-
desärztekammer am 25. 4. 2009 
eine Fortbildungsveranstaltung für 
Ärzte statt. Ankündigungen erfolgen 
in den Fortbildungsangeboten.

Ausschuss Arbeitsmedizin
Dr. med. Giso Schmeißer, 

Prof. Dr. med. Klaus Scheuch
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